
       

         

         

    

            

          

          

        

             

               

         

           

           

              

               

 

Bedeutung der Einbürgerungsurkunde im Rechtsverkehr - Namensrecht 

Die Einbürgerungsurkunde hat hinsichtlich der Einbürgerung konstitutive Bedeutung. Sie 

dient nicht dem Nachweis der deutschen Staatsangehörigkeit, sondern bescheinigt 

lediglich den Erwerbszeitpunkt. 

Aus der Einbürgerungsurkunde allein kann nicht das Recht zur Führung eines bestimmten 

Namens hergeleitet werden. Die Namensführung bestimmt sich für die Eingebürgerten 

vielmehr nach dem bisherigen Heimatrecht, solange nicht eine Namensänderung nach 

deutschem Recht ausdrücklich ausgesprochen oder eine sogenannte Namensangleichung 

nach Artikel 47 Absatz 1 und 2 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch in 

der Fassung der Bekanntmachung vom 21. September 1994 (BGBl. I S. 2494; 1997 I S. 

1061), in der jeweils geltenden Fassung erklärt wird. 

Hinsichtlich der Schreibweise der Namen wird im Übrigen auf die Allgemeine 

Verwaltungsvorschrift zum Personenstandsgesetz vom 29. März 2010 (BAnz. Nr. 57a vom 

15. April 2010) in der jeweils geltenden Fassung und dort insbesondere auf die Nummern 

A 1.1 bis A 1.3 sowie zur etwaigen Transliteration auf die Nummer A 4.2 verwiesen. 


